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Ende Februar hat Russland Krieg gegen die Ukraine begonnen. 
Über 1,5 Millionen Menschen waren kurze Zeit später auf der Flucht.

Viele Kolleginnen und Kollegen sind über Vereine, Hilfsorganisationen oder auch privat engagiert,  
um den Menschen aus dem ukrainischen Kriegsgebiet zu helfen.
Lesen Sie mehr dazu in verschiedenen Beiträgen dieser Ausgabe.

Flucht vor dem Krieg in der Ukraine
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FÜR DEN VOLLZUG

Der BSBD ist die einzige Fachgewerkschaft für  
die Kolleginnen und Kollegen im Justizvollzug und 
vertritt deren Interessen.

Der BSBD fordert unter anderem:

■   einheitliche Mindeststandards des Justiz-
vollzugs innerhalb der Mitgliedsländer der 
Europäischen Union

■   eine einheitliche Justizvollzugsgesetz
gebung

■   keine Teil oder völlig privat betriebenen  
Justizvollzugsanstalten sowie keinen Ein-
satz privater Dienstleister im Justizvollzug

■   Empirische Untersuchungen und Statis
tiken über Rückfalltäter

■   eine Stärkung der Inneren Sicherheit  
durch mehr Abstimmung zwischen den 
Bundesländern

■   die Schaffung einer Vollzugsakademie zur 
Sicherung einer einheitlichen Aus und Fort-
bildung auf Bundes und Europaebene

■   eine Optimierung und Standardisierung 
beruflicher Aus und Weiterbildung

■   gleiche Rahmenbedingungen für alle Justiz-
vollzugsbediensteten

■   einen konsequenten Ausbau der  
instrumentellen, administrativen und  
sozialen Sicherheit in den Justizvollzugs
anstalten

■   die Stärkung des Berufsbeamtentums

■   eine einheitliche Besoldung und  
Versorgung

■   der Verantwortung entsprechend bessere 
Beförderungs, Aufstiegs und Eingruppie-
rungsmöglichkeiten

■   die Wiedergewährung der „Gitterzulage“  
bei allen Vollzugseinrichtungen

■   eine Gleichbehandlung von Tarifkräften 
und Beamten bei der Berücksichtigung der 
„Gitterzulage“ in der Altersversorgung

■   eine abschlagsfreie Altersversorgung für  
die besonderen Altersgrenzen aus Tarif 
und Beamtenbereich

■   die Schaffung von Versorgungsrücklagen, 
zur Absicherung der Pensionskosten

Eine starke Gewerkschaft 

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Version 7: Dach    =  100 % HKS 44 K 
  BSBD     =  100 % HKS 44 K
  Gewerkschaft Strafvollzug = 100 % HKS 44 K Schrift: Arial

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Version 7: Dach    =  100 % HKS 44 K 
  BSBD     =  100 % HKS 44 K
  Gewerkschaft Strafvollzug = 100 % HKS 44 K Schrift: Arial



69  

DE
R 

VO
LL

ZU
GS

DI
EN

ST
  2

/2
02

2

T H Ü R I N G E N

9. Verbandstag – Bald ist es soweit !
Vorbereitungen laufen auf Hochtouren

Am 20./21. Juni 2022 wird in Jena 
unser 9. Verbandstag stattfinden. 

Entsprechend unserer Satzung wer
den mehr als 30 Kolleginnen und Kol
legen aus allen Anstalten, darunter 
Mitglieder des Landesvorstandes und 
der Ortsverbände, über den Inhalt und 
die Ziele der Verbandsarbeit in den 
nächsten fünf Jahren diskutieren, die 
Leitlinien der Verbandsarbeit bestim
men und einen neuen Landesvorstand 
wählen.

Die Vorbereitungen laufen auf Hoch
touren. Entsprechend eines ersten An
trages wird sich der Verbandstag auch 
mit Satzungsänderungen beschäftig
ten, die unter anderem auch der im

mer breiteren Nutzung elektronischer 
Medien Rechnung tragen sollen. 

Dabei geht es auch um die Möglich
keit zur Abstimmung per EMail aber 
auch digitale Sitzungen und Video
konferenzen. 

Bei Redaktionsschluss war die An
tragsfrist (Anträge müssen sechs Wo
chen vor Beginn des Verbandstages 
bei Landesvorstand eingegangen sein) 
noch nicht abgelaufen. 

Natürlich wird der Landesvorstand 
den Verbandstag nutzen, um Rechen
schaft über die geleistete Verbandsar
beit seit unserem 8. Verbandstag, der 
2018 ebenfalls in Jena stattgefunden 
hat, abzulegen.

Der Landesvorstand  ■

BSBD erneuert Forderung

Kommt der Anwärtersonderzuschlag ?
Justizminister und Fraktionen im 
Landtag sprechen sich für die Wie-
dereinführung des Anwärtersonder-
zuschlages aus – tritt Finanzministe-
rin auf die Bremse?

Der BSBD fordert seit geraumer Zeit 
die Wiedereinführung des Anwärter
sonderzuschlages im AvD. Dies ist nicht 
neu und sicher bekannt, wir haben 
mehrfach dazu berichtet. Im Zuge der 
Haushaltsverhandlungen zum Haushalt 
2022 hat der BSBD diese Forderung er
neuert. Obwohl die Prüfung der Frage 
des Anwärtersonderzuschlages bereits 
2018 auf Drängen des BSBD Bestand
teil des Personalentwicklungskonzepts 
für den Justizvollzug geworden ist, 
wurden wir durch das TMMJV um eine 
(erneute) Begründung der Forderung 
auch aus aktuellen Gesichtspunkten 
heraus im Hinblick auf die Haushalts
verhandlungen gebeten. Nachdem wir 
dem nachgekommen sind, wurde eine 
(erneute?) Prüfung zugesichert. 

Der BSBD hat in seiner Begründung 
erneut darauf hingewiesen, dass der 
Zuschlag erforderlich ist, um eine aus
reichende Anzahl an Bewerbern für 
eine berufliche Tätigkeit im Justizvoll
zug zu gewinnen, weil bekanntermaßen 
in keinem der zurückliegenden Jahre, 
infolge von zu wenigen geeigneten Be
werbern, alle Anwärterstellen besetzt 
werden konnten und der Wettbewerb 
mit der Wirtschaft aber auch anderen 
Bereichen der Landesverwaltung um 
geeignete Bewerber zugenommen hat. 

Auch das derzeit stattfindende Aus
wahlverfahren zeigt, dass sich immer 
weniger Bewerber für eine Tätigkeit im 
Justizvollzug interessieren. 

Dies liegt eben auch daran, dass sich 
viele Bewerber, insbesondere solche 
mit bereits abgeschlossener Berufsaus
bildung, die vordringlich gesucht wer
den, keine 24monatige Ausbildung 
mit den Anwärterbezügen unterhalb 
des gesetzlichen Mindestlohnes leisten 
können – oder wollen. Zu beachten ist 

zudem, dass von den Anwärterbezügen 
noch Krankenversicherungsbeiträge zu 
zahlen sind, und durch den überregio
nalen Einsatz, während und nach der 
Ausbildung, sowie dem Umstand, dass 
auch im Zusammenhang mit der theo
retischen Ausbildung am BZ in Gotha 
für Anwärter noch weitere, nicht uner
hebliche zusätzliche Kosten entstehen. 
Die derzeitigen Kraftstoffpreise, aber 
auch gestiegene Kranken und Pflege
versicherungskosten verschärfen diese 
Lage zudem. 

Wenn man dies alles betrachtet, lie
gen die Anwärterbezüge unter dem Ni
veau des Mindestlohns und übersteigen 
die Grundsicherung nur knapp. Thürin
gen und Sachsen sind die einzigen Bun
desländer, in denen kein Anwärterson
derzuschlag gewährt wird. Thüringen 
nimmt im Ländervergleich den letzten 
Platz mit deutlichem Abstand zum Vor
letzten ein. 

In der „Thüringer Allgemeinen“ vom 
04.02.2022 wurde auf Seite 1 im Zu
sammenhang mit den Haushaltsver
handlungen dargestellt, dass Thüringen 
auch zukünftig 300 Polizeianwärter 
einstellen wird. Quasi als Randnotiz, 
und nur bei genauem Lesen, war dem 
Artikel aber auch zu entnehmen, dass 
(nur) im Bereich der Polizei, Anwärter 
zukünftig eine Zulage erhalten sollen. 
Genaueres dazu war auch auf Nachfra
ge nicht zu erfahren. 

Die Pressemitteilung habe ich noch 
am gleichen Tag zum Anlass genom
men, mich hinsichtlich des Anwärter

FÜR DEN VOLLZUG
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sonderzuschlages schriftlich an Minis
ter Adams zu wenden. Unter Verweis 
auf die noch unbestätigte Pressedar
stellung habe ich an unsere Gespräche 
und Begründungen erinnert und insbe
sondere mitgeteilt, dass es für uns nicht 
hinnehmbar wäre, wenn der Justizvoll
zug erneut zurückgesetzt wird. 

Wenn einerseits im Bereich der Poli
zei für 300 Anwärter, die jährlich einge
stellt werden, bei einer zwar ebenfalls, 
aus unserer Sicht aber bei Weitem nicht 
so komplizierten Bewerberlage ein An
wärtersonderzuschlag eingeführt wird 
und man dies zeitgleich dem Justizvoll
zug bei 40 Anwärtern, die jährlich ein
gestellt werden sollen, in Kenntnis des 
Umstandes, dass im Gegensatz zur Po
lizei im Justizvollzug die vorhandenen 
Anwärterstellen eben nicht besetzt wer
den konnten, mit Hinweis auf die Haus
haltslage verwehren würde, wäre dies 
nicht nur ausbleibende Wertschätzung, 
sondern würde quasi an wissentliche 
Missachtung grenzen. 

In jedem Fall wäre dies aber für uns 
ein weiteres Indiz dafür, dass die Be
schäftigten im Justizvollzug in Thürin
gen keine Lobby haben, nicht ernstge
nommen werden und Auswirkungen 
der entsprechenden Probleme bei aus
bleibenden Einstellungen auch zu Las
ten der im Justizvollzug Beschäftigten 
(die Aufgaben werden ja nicht weniger) 
bewusst in Kauf genommen werden.

In diesem Zusammenhang habe ich 
im Namen des Verbandes erneut kriti
siert, dass es nach unserer Wahrneh

mung gegenwärtig in der politischen 
Diskussion auch im Zusammenhang 
mit der Pandemie und dem Haushalt 
in Thüringen nur Lehrer und Polizeibe
amte zu geben scheint. Dies ist schon 
traurig genug, es darf aber nicht dazu 
führen, dass die Beschäftigten im Jus
tizvollzug erneut und dauerhaft be
nachteiligt werden.  

Minister Adams hat uns noch am glei
chen Tage schriftlich mitgeteilt, dass 
sich alle Fraktionen für die Einführung 
des Anwärtersonderzuschlages ausge

sprochen hätten und nunmehr nur 
noch die Zustimmung des Finanzminis
teriums als dem gegenwärtig auch für 
das Beamtenrecht zuständigen Ministe
riums ausstehe. Mittlerweile verdichten 
sich die Anzeichen dafür, dass das TFM 
vor allem mit der Begründung der im 
Rahmen des Haushalts beschlossenen 
globalen Minderausgabe bei der Ein
führung des Zuschlages auf die Bremse 
treten wird. Wir müssen also weiter am 
Ball bleiben.

Die Frage des Anwärtersonderzu
schlages zeigt, übrigens wie viele an
dere Entscheidungen der letzten Jahre 
(Angleichung der JVA Zulage an die 
Polizeizulage, Abschaffung der Stel
lenobergrenzen nur bei der Polizei, 
Stellenbewertung und die erreichten 
Stellenhebungen im Justizvollzug) er
neut, dass wir nur erfolgreich sein kön
nen, wenn wir für unsere Interessen 
selbst eintreten. 

Die Annahme oder vielleicht auch 
Hoffnung, dass der Justizvollzug von 
Verbesserungen in anderen Bereichen 
quasi automatisch mitprofitiert, nur 
weil man zu diesen quasi ehrfürchtig 
aufschaut und sich in diesen Bereichen, 
oder in dieser Hinsicht, verbunden mit 
der Hoffnung so mehr zu erreichen, or
ganisiert, muss in Folge der genannten 
Umstände als widerlegt betrachtet wer
den. 

Wir werden weiter selbst für unsere 
Interessen eintreten müssen, wenn wir 
etwas erreichen wollen.

J. Bursian, Landesvorsitzender  ■

Delegierte zum Verbandstag gewählt

Mitgliederversammlung im Ortsverband Tonna
Neuwahl des Ortsverbandsvorstands im Herbst

Am 2. März 2022 haben wir unsere 
Mitgliederversammlung durchge-
führt, zu der wir alle Mitglieder un-
seres Ortsverbandes auch schriftlich 
eingeladen hatten. Auch der Lan-
desvorsitzende, Koll. Jörg Bursian, 
war unserer Einladung gefolgt und 
berichtete eingangs über die Aktivi-
täten des Landesvorstandes. Schwer-
punkt der Sitzung war die Erarbei-
tung eines Wahlvorschlages für die 
Wahlen zum örtlichen Personalrat. 

Viele Mitglieder waren unserer Bitte 
gefolgt und haben Kandidaten vorge
schlagen. Leider ist es so, dass viele 
Kolleginnen und Kollegen sich zwar 
mit unseren Zielen identifizieren, aber 
einer Mitarbeit in der Personalvertre
tung eher zögerlich gegenüberstehen. 
Umso mehr freuen wir uns, dass wir 
unser Ziel, einen Wahlvorschlag, der 

Bedienstete aus vielen Bereichen  und  
unterschiedlichen Laufbahnen, der da
mit auch das Gesamtbild der Anstalt re
präsentativ abbildet, als Kandidaten zu 
gewinnen, erreichen konnten.

In der vorherigen Wahlperiode konn
te der örtliche Personalrat, in dem die 
Mehrheit der Mitglieder dem BSBD an
gehörte, viele für die Beschäftigten gute 
Entscheidungen herbeiführen.

Beispielhaft möchten wir an die Flex
zeit (Minigleitzeit) und die Möglichkeit 
zur Sportdurchführung während der 
Dienstzeit erinnern, die auch Beispiel 
für andere Anstalten geworden sind 
und seither quasi zum Alltag gehören.

Gerne möchten wir auch an diese 
Erfolge anknüpfen und hoffen auf ein 
gutes Wahlergebnis.

Besonders wichtig ist es für uns, bei 
allen Unterschieden und sicher auch 
unterschiedlichen Interessen, auf ei

nen Interessenausgleich im Sinne aller 
Beschäftigten – unabhängig von ihrer 
Zugehörigkeit zu bestimmten Gewerk
schaften oder Vereinigungen – hinzu
wirken.

Weiterer Schwerpunkt unserer Mit
gliederversammlung war die Wahl der 
Delegierten zum Verbandstag im Juni 
sowie die weitere Arbeit des Ortsver
bandes. Wir beabsichtigen, nach dem 
Ausscheiden einzelner Mitglieder aus 
dem Ortsverbandsvorstand im Herbst 
einen neuen Ortsverbandsvorstand zu 
wählen und würden uns über Mitglie
der, die sich im Vorstand engagieren 
wollen, sehr freuen. Ihr seid herzlich 
dazu eingeladen!

Nicht vergessen wollen wir, uns bei 
den Kollegen Oehlsen und Reinhold 
für die Vorbereitung unserer Versamm
lung zu bedanken.

Ortsverband Tonna  ■

Minister Dirk Adams.  Foto: TMMJV/PÖA
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Landtag beschäftigt sich mit JVA Zwickau
Für Thüringen sind in der JVA Zwickau 370 Haftplätze vorgesehen

Baukosten für Thüringen mit jetzt 
124,54 Millionen Euro gegenüber 
geplanten 67,5 Millionen Euro nahe-
zu verdoppelt, Landtag beschäftigt 
sich auch mit Fragen des Übergangs 
des Personals.

Vor etwa einem Jahr, am 25.02.2021 
hatten wir ein längeres Gespräch mit 
der Abgeordneten Franziska Baum 
(FDP) im Thüringer Landtag, wir ha
ben in der Ausgabe 2/2021 ausführlich 
dazu berichtet. Schwerpunkt in diesem 
Gespräch war neben anderen Aspekten 
auch der Neubau der JVA Zwickau und 
Fragen des Übergangs des Personals. 

Viele unserer Forderungen beschäf
tigen nunmehr auch den Thüringer 
Landtag und den Justizausschuss, weil 
sie Gegenstand von kleinen Anfragen 
und Anträgen (überwiegend der FDP
Fraktion) an den Landtag geworden 
sind und wir uns dadurch Gehör ver
schaffen konnten. 

Der Antwort der Landesregierung 
zur kleinen Anfrage des Abgeordneten 
Bergner (FDP) ist zu entnehmen, dass 
sich die auf Thüringen entfallenden 
Baukosten von ursprünglich 67,5 Mio. 
Euro auf nunmehr 124,54 Mio. Euro 
erhöht und damit nahezu verdoppelt 
haben, wobei die sogenannten Bauher
renkosten, die der Freistaat Thüringen 
zusätzlich anteilig erstatten muss, so
wie eine anteilige Verwaltungskosten
pauschale (mehr als 7 Mio Euro) noch 
nicht berücksichtigt sind. 

Weitere Kostensteigerungen sind zu
dem ausdrücklich nicht ausgeschlos
sen. Insofern ist zu erwarten, dass für 
Thüringen Kosten von mehr als 130 
Mio. Euro entstehen werden. 

(Drucksache 7/4949, https://parldok.
thueringerlandtag.de/ParlDok/doku-
ment/85486/kostenentwicklung_der_ju-
stizvollzugsanstalt_jva_in_zwickau.pdf). 

Für Thüringen sind in der Justizvoll
zugsanstalt Zwickau 370 Haftplätze 
vorgesehen. Zum Vergleich: Der Neu
bau der JSA Arnstadt und der Jugend
arrestanstalt mit insgesamt rechnerisch 
nur 30 Haftplätzen weniger (300 JSA, 
40 JAA also gesamt 340) hatte Baukos

ten in Höhe von 73 Mio. verursacht. Da
mit sind also die Baukosten für die JVA 
Zwickau mehr als 50 Mio. Euro teurer! 

Mit dem Antrag der FDP „Update 
für den Öffentlichen Dienst: Thüringer 
Justiz zukunftssicher aufstellen“ vom 
01.06.2021 (Drucksache 7/3448) be
antragt die FDP, dass der Landtag die 
Landesregierung auffordern soll, auf 
den Abschluss eines Staatsvertrags oder 
zumindest einer Vereinbarung mit dem 
Land Sachsen für den Personalüber
gang auf die zukünftige Justizvollzugs
anstalt (JVA) Zwickau hinzuwirken und 
insbesondere bereits jetzt die Personal

vertretung der JVA Hohenleuben in die 
zukünftigen Vorhaben einzubeziehen. 
Der Antrag wird in diesem Punkt wie 
folgt begründet: „Nach Mitteilung der 
Landesregierung ist im Jahr 2024 der 
Abschluss der baulichen Maßnahmen 
an der JVA Zwickau zu erwarten. Im 
Zuge dessen soll der Betrieb der JVA 
Hohenleuben eingestellt werden. 

Rechtzeitig vorher ist dem Personal 
der JVA Hohenleuben eine Perspektive 
aufzuzeigen. Es müssen Fragen zum 
Personalübergang, zu Besoldungs und 

Beihilferegelungen und zu notwendi
gen Fortbildungsmaßnahmen geklärt 
werden. Es ist auch aufzuzeigen, wie 
und mit welchem Personal und in wel
chem zeitlichen Rahmen der Betrieb 
der JVA Hohenleuben eingestellt wird.“

Auch in den Gesprächen mit Minis
ter Adams im September 2020 und am 
23.06.2021 (Vollzugsdienst 4-5/2021) 
hatten wir eine klare Perspektive für die 
Beschäftigten und auch eine aktive Ein
beziehung der Beschäftigten gefordert. 

Mit dem Antrag der FDP wurden also 
unsere Forderungen aus dem Gespräch 
vom 25.02.2021 mit Frau Baum (MdL) 
übernommen und beschäftigen jetzt 
auch den Landtag. 

Vor diesem Hintergrund konnten wir 
zumindest eine erste Informations ver
anstaltung mit Vertretern des säch si
schen Justizministeriums in der Jus
tiz vollzugsanstalt Hohenleuben im 
Spät jahr 2021 erreichen, die es sonst 
vermutlich nicht gegeben hätte. Diese 
Veranstaltung darf aber keine Eintags
fliege sein, oder zur Alibiveranstaltung 
verkommen. 

Wir fordern Beteiligung statt Verkün
dungen! Der Antrag der FDP ist derzeit 
Gegenstand von Erörterungen im Jus
tizausschuss und beschäftigt auch die 
Arbeitsgruppe „Innere Sicherheit“ des 
tbb. Der BSBD bemängelt, dass immer 
noch keine konkreten Auskünfte für die 
Beschäftigten gegeben werden und es 
auch an der versprochenen Beteiligung 
fehlt. Gemeinsam mit dem tbb werden 
wir uns weiter für eine aktive Beteili
gung einsetzen. 

Dass wir erreichen konnten, dass sich 
der Landtag mit diesen Umständen be
schäftigt und die Landesregierung ihre 
passive Rolle nicht einfach weiterspie
len kann, können wir insofern nur als 
Zwischenziel betrachten und müssen 
weiter am Ball bleiben. 

Eine erneute Gelegenheit dazu ergab 
sich bereits durch ein weiteres, wenn 
auch kurzes Gespräch mit Frau Baum 
(MdL) am Rande des Besuches der 
Strafvollzugskommission in der JSA 
Arnstadt am 07.03.2022.

Der Landesvorstand  ■

Mit dem Antrag der FDP wurden unsere For-
derungen aus dem Gespräch vom 25.02.2021 
mit Franziska Baum (MdL) übernommen und 
beschäftigen jetzt auch den Landtag.

 Besuchen Sie uns im Internet :  www.bsbd-thueringen.de

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Bund der Strafvollzugsbediensteten Deutschlands  
Gewerkschaft Strafvollzug  

Landesverband Thüringen
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BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

Hauptpersonalratswahl 2022

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

– Landesverband Thüringen –

Du hast die Wahl!
zur Wahl 
im Mai 2022

BSBD
Gewerkschaft Strafvollzug

kompetent

überregional

erfahren

standhaft

engagiert

gemeinsam für 

unsere Interessen!

Was wir erreicht haben
•  Personalbedarfsberechnung und damit der Nach-
weis, dass der Justizvollzug über viel zu wenig  
Personal verfügt.

•  Ablehnung jeglicher Privatisierung im Vollzug.
•  Deutliche Erhöhung der Einstellungszahlen.
•  100 Stellenhebungen von A 7 nach A 9 und damit 
200 zusätzliche Beförderungsmöglichkeiten ab dem 
Haushalt 2021.

•  Verhinderung der Bewertung von Dienstposten im 
Eingangsamt A 7.

•  JVA Zwickau: Justizausschuss beschäftigt sich mit 
Fragen der Beteiligung und des Übergangs des  
Personals.

•  Justizminister und Fraktionen im Thüringer Landtag 
bekennen sich zur Wiedereinführung des Anwärter-
sonderzuschlages.

•  Keine Benachteiligung der Beschäftigten im Justiz-
vollzug beim Zugang zu priorisierten Impfangeboten.

•  Angleichung der JVA Zulage an die Zulage für  
Polizeibeamte (bereits 2018).

Damit sich was bewegt !
Für was wir uns besonders einsetzen wollen:
•  Anhebung des Eingangsamtes im mittleren Dienst 
auf A 8.

•  Dienstvereinbarung zu Abordnungen und Verset-
zungen, die allen Beschäftigten eine verlässliche 
Perspektive bei gewünschtem Wechsel der Dienst-
stelle eröffnet.

•  Dienstpostenbewertung, die es allen Beschäftigten 
ermöglicht, bis zur Abschaffung der Stellenober
grenzen das Endamt der Laufbahn zu erreichen.

•  Echte Beteiligung der Beschäftigten bei der  
Verwaltungsvereinbarung zum Übergang des  
Personals an die JVA Zwickau –  
Gleichberechtigter Zugang zu Dienstposten,  
Ausgleich von entstehenden Nachteilen.  
(Besoldung, Beihilfe usw.)

•  Klares Bekenntnis zum Weiterbetrieb der  
JVA Untermaßfeld auch über 2026 hinaus.

•  Weitere Erhöhung der Einstellungszahlen,  
um den festgestellten Personalbedarf auch  
wirklich zu erreichen.

• Abschaffung der Stellenobergrenzen.
•  Angleichung der Zulagen für DUZ an das  
Bundesniveau.

•  ... und natürlich: Unterstützung der Beschäftigten 
auch in Einzelfällen und bei individuellen  
Problemen.

Wir scheuen uns nicht, Probleme offen anzusprechen  
und sagen kritisch unsere Meinung !

Homepage:  www.bsbd-thüringen.de
EMail:   post@bsbd-thueringen.de
Facebook:   BSBD Thüringen; Twitter: BSBD_TH

www.bsbd.thueringen.de
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